
Lieber Vorstand von LSV Deutschland,

Wir bedanken uns für die Zusendung der Wahlprüfsteine, die wir im folgenden beantworten.

1. Eine klare Herkunftskennzeichnung aller Lebensmittel ermöglicht dem Verbraucher über
Tierwohl, Umwelt- und Klimaschutz selbst zu entscheiden. Wie stehen Sie zu einer
verpflichtenden, Herkunftskennzeichnung in Klarschrift für Lebensmittel und den wichtigsten
Zutaten und wie soll diese umgesetzt werden?

Antwort Volt: Durch Kennzeichnung mit einheitlichen, klar verständlichen und sichtbaren
Ampeln auf den Produkten muss es für die Konsument*innen möglichst einfach sein, bewusste
Kaufentscheidungen zu treffen. Hierzu streben wir eine verpflichtende Ausweisung auf
Produkten für die Endverbraucher*innen an. Die Kennzeichnung soll dreiteilig erfolgen
entsprechend der Produktions- und Transportmethoden unter Berücksichtigung deren jeweiliger

1. ökologischer,
2. sozialer und
3. ökonomischer Nachhaltigkeit (Produktumweltfußabdruck)

sowie bei Lebensmitteln hinsichtlich der Nährwerte und deren gesundheitlicher Verträglichkeit.
Bei verarbeiteten Produkten orientiert sich die Kennzeichnung an den minderwertigsten
Rohstoffen.

Detaillierte Nachvollziehbarkeit der Produktherkunft und -verarbeitung sollte den
Verbraucher*innen möglichst einfach gemacht werden. Hierzu streben wir eine öffentlich
zugängliche Lieferkettendokumentation an. Aktuelle Pilotprojekte auf Basis von Blockchain und
anderen Technologien möchten wir europäisch fördern und auf den Ergebnissen basierend
standardisiert zur Voraussetzung von Handelsgütern in der EU machen.

2. Die zukünftige Regierung wird ambitionierte Klimaschutzziele haben. Wie stehen Sie zu
Nahrungsmittelimporten aus dem europäischen und nichteuropäischen Ausland, die weder dem
Regionalitätsprinzip noch der deutschen Kontrolldichte und den hier geltenden Standards
entsprechen, und den dadurch in Deutschlands Regalen ausgelösten Verdrängungswettbewerb
gegenüber unseren heimischen Lebensmitteln?

Antwort Volt: Für die Landwirt*innen muss es eine Sicherheit geben, gegenüber dem Import
unter gleichen Bedingungen zu produzieren. Europäische und bilaterale Handelsabkommen der
Bundesrepublik müssen hinsichtlich der Einhaltung unserer Ansprüche an
Produktionsmethoden und insbesondere deren Sozial- und Umwelteinflüssen bei Importen
betrachtet werden. Wir sehen in der staatlichen Anerkennung privatwirtschaftlicher,
ganzheitlicher Zertifizierungen mit internationaler Reichweite den effizientesten Weg hier
Vergleichbarkeit und Standards herzustellen. Schlussendlich liegt das marktwirtschaftliche
Interesse und der Gewinn beim Import von (landwirtschaftlichen) Produkten bei den
entsprechenden Handelsunternehmen und importierenden Betrieben. Die Verantwortlichkeit
und Haftbarkeit zur Einhaltung der Vorgaben muss dies berücksichtigen und zwischen



Handelsunternehmen, importierenden Betrieben und anerkannten Zertifizierungsanbietern klar
abgesteckt sein.

“Die Land- und Forstwirt*innen sind für uns in der Erreichung von Klima- und
Umweltschutzzielen systemrelevant. Wir wollen sie entsprechend entlohnen. Mit einer mutigen
und langfristigen Ausrichtung der Agrarförderung und des Ordnungsrechts wollen wir ihnen
Planungssicherheit geben. Ein starkes Lieferkettengesetz stellt sicher, dass heimische und
importierte Produkte den gleichen Anforderungen entsprechen” (Wahlprogramm BTW 2021,
S.82).

3. Wie stehen Sie zum derzeitigen System der Alterssicherung für Landwirte und sehen Sie unter
den Vorzeichen der Agrargesetzgebung hier Änderungsbedarf?

Antwort Volt: Volt hat ein Wahlprogramm erarbeitet, welches auf viele Themen in der Tiefe
eingeht. Da wir noch eine junge Partei sind, konnten wir daher noch nicht allen Themenfeldern
eine gleiche Aufmerksamkeit schenken. Dies trifft auch für die Rentenpolitik zu, die sehr
komplex ist und für die "schnelle Meinungen" keine adäquate Politik darstellen.

In unserer bisherigen Programmatik gehen wir vereinzelt bereits auf Aspekte der Rentenpolitik
ein wie z.B. einen Altersvorsorgefonds nach norwegischem Modell und die besondere
Berücksichtigung von rentenbezogenen Investitionen bei der Kapitalertragsteuer. Dies sind aber
nur kleine Ansätze, die wir ergänzen werden z.B. um die positiven Erkenntnisse aus den
Rentenmodellen in Österreich, Schweden (AP7- Fonds) und dem "Cappucino"- Rentenmodell in
den Niederlanden. Weiterhin werden wir um mit einer Ausweitung der gesetzlichen
Rentenversicherung auf weitere Berufsgruppen und mit der Frage der Anpassung der
Beitragsbemessungsgrenzen beschäftigen, um nur einige Punkte zu nennen.

4. Landwirtschaftliche Fläche ist Grundlage für Ernährung, Biodiversität und Energieversorgung
und braucht daher nachhaltige Wertschätzung, um den Wohlstand einer Gesellschaft zusichern.
Wie sieht diese Wertschätzung in Ihrem Programm aus und wodurch sichern Sie diese?

Antwort Volt: Bei der Entwicklung der Boden- und Pachtpreise sehen wir einen großen Bedarf
an Transparenz über die Anzeige der aktuellen Pachten hin zu den erzielten Preisen für verkaufte
Flächen. Hierbei sehen wir eine Anzeigepflicht und anonyme Veröffentlichung der
entsprechenden Daten als notwendig an. Diese Anzeigepflicht muss ebenfalls die
Anteilsübernahme durch “Share Deals” beinhalten. Durch höhere Transparenz steht auch
Landwirt*innen bei der Verhandlung neuer Verträge ein Richtwert zur Verfügung. Weiterhin ist
durch die Abkehr von den flächenabhängigen Direktzahlungen eine Reduktion der Pachtpreise
zu erwarten. Eine Pachtpreisbremse ist in diesem Zusammenhang nicht wünschenswert.

5. Wie sehen Sie eine zukünftige Beteiligung der Landwirtschaft am CO2- Zertifikatehandel,
verbunden mit zukünftigen Einkommensmöglichkeiten für Landwirte?

Antwort Volt: Nach unserer Überzeugung müssen alle Bereiche der Wirtschaft in einem
europäischen Zertifikatehandel inbegriffen sein. Hierbei ergibt sich für Land- und Forstwirtschaft
eine Möglichkeit der negativen Emission und damit verbunden ein Einkommen aus der Verkauf
solcher Zertifikate am Markt. Bestehende Ansätze zur Bewertung der Bindung von CO2 im
Boden (Humusaufbau) oder im Holz müssen verfeinert und standardisiert werden.

6. Wie stehen Sie zu der Ausweisung der angeblich durch Nitrat und Phosphor belasteten Gebiete
und die gesetzlich vorgeschriebene Untersuchung von Messstellen auf einen realen direkten
landwirtschaftlichen Einfluss mit Hilfe wissenschaftlicher Grundlagen und fundierter Fakten?

Antwort Volt: Wir wollen unsere Wasserressourcen nachhaltig bewirtschaften. Existierende
Kläranlagen sollen ertüchtigt werden, durch zusätzliche Reinigungsstufen zum Abbau
umweltpersistenter (in der Umwelt verbleibender) Substanzen beizutragen. Wir wollen einer
geeigneten Behörde das bundesweite Monitoring übertragen, um angemessen auf regionale
Veränderungen der Grundwasserqualität reagieren zu können. Das Nitratmessnetz wird
zugunsten einer differenzierten Betrachtung nach dem Verursachendenprinzip überarbeitet.



Wir wollen im Sinne einer nachhaltigen Landwirtschaft zu ausgeglichenen Stoffstrombilanzen
beitragen. Diese wirken dem Nährstoffüberschuss in der Umwelt entgegen. Dazu sollen
bevorzugt organische Düngemittel bedarfsgerecht eingesetzt werden. Maßnahmen zur
verpflichtenden Unterdüngung wollen wir nur auf schlüssiger Faktenbasis vorschreiben. Wir
wollen die tatsächlichen Verursachenden von Überschüssen identifizieren und Maßnahmen
ableiten. Die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln soll europaweit nach einheitlichen
Maßstäben erfolgen. Durch eine öffentliche Datenbank aller weltweit verfügbaren Mittel und
den Ausbau der unabhängigen Beratung ermöglichen wir Land- und Forstwirt*innen eine
bestmögliche Entscheidungsgrundlage im integrierten Pflanzenschutz (Wahlprogramm
BTW2021, S.83).

7. Wir Landwirte sind in der Lage und bereit, die von der Gesellschaft geforderten Leistungen in
Umwelt- und Naturschutz zu erbringen. Dafür bedarf es aber auch einer Finanzierung. Wie sieht
Ihr Konzept, unter Berücksichtigung eines freien Marktes und in der Höhe begrenzter GAP
Mittel,für diese Finanzierung aus?

Antwort Volt: Volt unterstützt nachhaltige, innovative und gemeinwohlorientierte
Landwirtschaft: Die zuständige staatliche Ebene soll daher in Zukunft landwirtschaftliche
Betriebe verstärkt fördern, die nachhaltig produzieren sowie das Tierwohl und die
Produktqualität in den Mittelpunkt stellen. Diese Ziele messen die zuständigen Behörden nach
ökologischen, ökonomischen und sozialen Maßstäben. Hierzu soll eine vereinheitlichte und
staatlich anerkannte Zertifizierung mit internationaler Vergleichbarkeit herangezogen werden.
Diese soll sowohl für Produzenten, Händler als auch Verbraucher gültig und transparent sein.

Für uns gilt: „Öffentliches Geld für öffentliche Leistungen”. Wir wollen die Agrarförderung vom
System der Direktzahlungen bis 2030 komplett umstellen. Gemeinwohlprämien (vgl. DVL2021)
sollen das System ersetzen. Diese sind regional ausgestaltet und entlohnen Landwirt*innen für
Leistungen, die über das betriebswirtschaftliche Interesse der Erzeugung landwirtschaftlicher
Produkte hinausgehen. Dabei stehen das Erreichen des Pariser Abkommens und der Ziele für
Nachhaltige Entwicklung im Fokus (Wahlprogramm BTW2021, S.83).

8. Zwei unvereinbare Maxime leiten das Denken der zukunftsorientierten Landwirte: Zum Einen
verlangen alle Händler und Vorlieferanten, genauso wie ein sehr großer Teil der Verbraucher,
günstige Preise durch eine kostenoptimierte Produktion, zum Anderen verlangt die
"Gesellschaft" von denselben Landwirten immer höhere Umwelt- und Produktionsstandards. Wie
denken Sie, kann man dieses Zielkonflikt lösen?

Antwort Volt: Die Reduzierung der Direktzahlungen und damit der Einkünfte der
landwirtschaftlichen Betriebe muss einhergehen mit einer Neubewertung der Flächen- und
Pachtpreise. Weiterhin wird sich ein Teil davon in höheren Verkaufspreisen der Produkte am
Markt widerspiegeln. Im Sinne der Transparenz der tatsächlichen Produktionskosten von
Konsumgütern gegenüber dem Endverbraucher halten wir es für unumgänglich das sich diese
Kosten auch in den Preisen an der Ladentheke widerspiegeln. Eine Entlastung der niedrigeren
Einkommen bzw. Sicherstellung des Auskommens aller Bürger*innen ergibt sich aus unseren
Plänen für eine gerechtere Steuerpolitik (Senkung der Mehrwertsteuer für
Grundnahrungsmittel) und Anpassungen in der Sozialpolitik (Anhebung der Grundsicherung,
Klimadividende).

9. Viele politische Entscheidungen im Bereich Umweltschutz und Landwirtschaft basieren
zunehmend mehr auf ideologisch begründeten Aussagen und weniger auf Basis
wissenschaftlicher Grundlagen und fundierter Fakten! Wie ist Ihre Position dazu und wollen Sie
das ändern?

Antwort Volt: Diese Entwicklung sehen wir bei Volt ebenfalls und wollen durch unser
Engagement die Debatten versachlichen. Uns ist wichtig zu betonen: Landwirt*innen sind Teil
des Fundamentes unserer Gesellschaft. Die Landwirt*innen tragen die Verantwortung dafür,
dass wir Zugang zu qualitativ hochwertigen und nahrhaften Lebensmitteln haben. Sie gestalten



unsere Kulturlandschaften und Umwelt und beeinflussen die Ökosystemleistungen (z. B.
Grundwasser und Luft), von denen wir alle abhängig sind.

Unsere Politik soll die richtungsgebenden Rahmenbedingungen dafür schaffen, dass
Landwirt*innen diese gesamtgesellschaftlichen Aufgaben zu ihrem Besten wahrnehmen können
und dieser Beitrag in unserer Gesellschaft Anerkennung findet. Die europäische Landwirtschaft
soll weltweit Standards für Nachhaltigkeit und Umweltschutz setzen.

Beispielsweise muss dass Artensterben aufhören; wir wollen zum Erhalt der biologischen Vielfalt
beitragen. Dafür bauen wir ein nationales Monitoringzentrum für Biodiversität auf. In regionalen
Biodiversitäts-Arbeitsgruppen werden förderfähige Ziele für lokalen Artenreichtum festgelegt. In
den Arbeitsgruppen kommen Vertreter*innen aus Land-, Forstwirtschaft, Jägerschaft und
Umweltbehörde unter Anhörung der Bürger*innen und Verbände zusammen.

Wir wollen die Diskussion um das Tierwohl auf Bundesebene versachlichen. Dafür bauen wir ein
Tierwohl Monitoring auf. Die breite genetische Varianz der Tierrassen soll gefördert und
bedrohte Arten geschützt werden. Wir wollen die geltenden Mindeststandards in der deutschen
und europäischen Tierhaltung erhöhen. Mittelfristig führt dies zur Einführung eines Zertifikats
für Produkte, die zu diesen Standards erzeugt werden. Die Preisbildung tierischer Produkte soll
unter Berücksichtigung aller Standort-, Verarbeitungs- und Lieferbedingungen erfolgen
(Wahlprogramm BTW2021, S.82/83).

10. Vielfach ist eine Abwanderung junger Menschen, aus dem ländlichen Raum zu erkennen. Mit
dem Verlust von landwirtschaftlichen Betrieben geht ein Verlust an ländlicher Kultur und vor- und
nachgelagertem Gewerbe einher. Wie wollen Sie das Höfesterben, bedingt durch die sinkende
Bereitschaft der jungen Menschen, Betriebe und damit Verantwortung zu übernehmen, stoppen?
In welchen Bereichen sehen Sie in diesen Zusammenhang zukünftig Möglichkeiten, in den
ländlich geprägten Räumen neue Arbeitsplätze zu schaffen und zu sichern?

Antwort Volt: Volt setzt sich dafür ein, dass der ländliche Raum gestärkt und zu einer dauerhaft
lebenswerten, nachhaltigen Alternative zu den urbanen Ballungsräumen wird. Dafür braucht es
zielgerichtete Investitionen in die ländliche Infrastruktur, insbesondere den Breitbandausbau,
und in angemessene, flächendeckende und nachhaltige Mobilitätsangebote. Durch solche und
weitere Maßnahmen wird die Erreichbarkeit wichtiger Dienstleistungen, der medizinischen
Grundversorgung, Schulen und Kunst- und Kulturangeboten verbessert und dadurch die
Lebensqualität der Bürger*innen erhöht und langfristig gesichert. Gleichzeitig müssen
regulatorische und förderpolitische Maßnahmen erarbeitet werden, um die Ansiedlung von
Unternehmen im ländlichen Raum positiv anzuregen. Dies schafft ortsnahe Arbeitsplätze und
fördert nicht nur die lokale Wirtschaft, sondern entlastet auch die kommunalen Finanzen
(Wahlprogramm BTW2021, S.139).

Das Höfesterben hat viele verschiedene Gründe, unter anderem die aktuelle Struktur der GAP
und eine anhaltende Bevorteilung von großen Konzernen und großflächiger Bewirtschaftung
gegenüber kleinzelligen, umweltschonenden Methoden. Durch die grundlegende Reform der
GAP hin zu einer Gemeinwohlprämie wollen wir diese Missstände beheben. Junglandwirt*innen
muss weiterhin der Start durch staatliche Förderung erleichtert werden und regionale Betriebe
sowie Vertriebswege bevorzugt werden.

11. Niedrige Erzeugerpreise ruinieren die Landwirtschaft. Mit der beschlossenen UTP-Richtlinie
können unfaire Handelspraktiken aufgedeckt und verhindert werden. Andere EU Länder
verbieten den Handel und Verkauf von Lebensmitteln unter Produktionskosten. In Deutschland
gilt lediglich das Verbot des Verkaufs der Lebensmittel unter Einstandspreis beim LEH. Kann Ihre
Partei sich die Ausweitung der UTP-Richtlinie nach der Evaluierung 2023 auf das Verbot des
Verkaufs der Lebensmittel unter deren Herstellungskosten vorstellen?

Antwort Volt: Ja, zusätzlich sehen wir die Förderung und Ausbau von Erzeugerkooperativen
sowie einen stärkeren Fokus auf regionale und direkte Vermarktung als wünschenswert. Die



Entwicklung zu immer stärkeren monopolistischen Großhandelsunternehmen ohne
gesellschaftliche Kontrolle über deren Handeln, sehen wir zunehmend kritisch.

12. Die Versorgung der Bevölkerung mit Grundnahrungsmitteln ist neben Wohnraum und Energie
eine zwingend hoheitliche Aufgabe eines jeden europäischen Staates. Gerade die Coronakrise
zeigt, wie wichtig Lieferketten und heimische Produktion für die öffentliche Sicherheit und
Ordnung in Notsituationen sind. Wie stehen Sie dazu, die Ernährungssicherung der Gesellschaft
im Grundgesetz als Staatsziel festzuschreiben?

Antwort Volt: Als europäische Partei und Bewegung sehen wir es als sinnvoll an solche
Ansprüche europäisch geltend zu machen. Das Umdenken durch Erfahrungen aus der Pandemie,
insbesondere in Bezug auf Sicherung der Grundversorgung durch eigene Produktionen in
Europa, sehen wir positiv. Hierbei hätten wir uns gewünscht, dass entsprechende Berichte
wissenschaftlicher Beiräte und Gremien in den Jahren vor der Pandemie schon Einzug in das
Handeln der Regierenden gefunden hätte.


